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Drucksache Nr. 3062 


Schnellbrief 


Der Bundesminister der Justiz 
1030 - 40319/52 


Bonn, den 1. Februtr 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anfrage Nr. 238 der Fraktion der SPD 

- Nr. 2933 der Drucksachen - Einspruch der 
AHK gegen das Bundesgesetz über die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse der 
Deutschen Bundespost 


^ie ich bereits in meinem Schreiben vom 14. Dezember ^ 1951 

- Nr. 1030 - 45475/51 - an die Fraktion der SPD sowie an die 
anderen Fraktionen des Bundestages ausgeführt habe, beruhte 
meine Beantwortung der Interpellation der Fraktion der SPD 

- Nr. 2722 der Drucksachen - in der 174. Sitzung des Bundes- 
tages in diesem Punkte auf einer unrichtigen Information. 

Zur Darstellung des Sachverhalts darf ich auf dieses Schreiben, das 
ich in A.bschrift beifüge, verweisen. 


Dr. Dehler 


Altoift-Ttrtiitb : Dr. Hant Heger. ADdemacn. Breit« Str? SÖ 
wid Viesbadf». Nietzschcitr. 1 



Abschrift 


Der Bandesminister der Justiz 

1030 - 45475/51 


Bonn, den 14. Dezember 1951 


An die 

Fraktion der SPD 

Bonn 

Bundeshaus 

Betr.; Interpellation der Fraktion der SPD 

betr. Verkündung der vom Bundestag und 
Bundesrat verabschiedeten Gesetze 

- Nr. 2722 der Drucksachen - 


Ich darf noch einmal auf die oben bezeichnete Interpellation zurück- 
kommen. 

Bei meiner Beantwortung der Interpellation in der 174. Sitzung des 
Deutschen Bundestages habe ich ausgeführt, daß die AHK gegen 
das Gesetz über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der Deutschen 
Bundespost ein formelles Veto eingelegt habe. Ich muß diese Dar- 
stellung, die auf eine unrichtige Information zurüchzuführen ist, 
berichtigen. 

Tatsächlich hat die AHK kein formelles Veto eingelegt. In einer 
Besprechung auf dem Petersberg am 16. Februar 1951 haben jedoch 
die Vertreter der AHK mitgeteilt, daß die Bestimmung des § 2 
des angeführten Gesetzes hinsichdich des Rundfunkeigentums in 
Widerspruch zu Artikel IV Ziffer 5 des Gesetzes Nr. 19 der amerika- 
nischen Militärregierung stehe. Da die damals maßgebende Frist von 
21 Tagen am 20. Februar 1951 ablief, regten die Vertreter der AHK 
in der Besprechung an, das Vorlageschreiben des Bundeskanzleramts 
zurückzuziehen, andernfalls sei mit einem Einspruch der AHK zu 
rechnen. Daraufhin ist das Vorlageschreiben vom Bundeskanzleramt 
zurückgezogen worden. Die weiteren Vorgänge haben sich dann so 
abgespielt, wie ich in meiner Beantwortung der Interpellation dar- 
gelegt habe. 

Die Tatsache, ob die AHK zur Zeit der Geltung des alten Besat- 
zungsstatuts ein formelles Veto eingelegt hat oder nicht, ist zwar 
für die Beurteilung der Sachlage nach dem Revidierten Besatzungs- 
statut ohne Bedeutung. Gleichwohl halte ich mich für verpflichtet, 
meine Ausführungen in diesem Punkte zu berichtigen. 


Mit vorzüglicher Hochachtung 

gez. Dr. Dehler 



